
SPD und PDS gegen mehr Jugendbeteiligung

5 und beginnt um 19 Uhr. 
CDU-Schulexperte Gerhard 
Schmid erklärte im Vorfeld: 
„In zehn Jahren werden 52 
Prozent aller Kinder und 
Jugendlichen in den Ballungs-
zentren Deutschland, auch 
in Berlin, aus Migrantenfa-
milien stammen und über-
wiegend dem islamischen 
Glauben angehören. Gerade 
der Bereich der Bildungspo-
litik wird von integrations-
politischen und kulturellen 
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I M P R E S S UM

islamische Herausforderung“ 
durchführen. Es diskutieren 
u.a. Katrin Schultze-Berndt 
MdA, schulpolitische Spre-
cherin der CDU-Fraktion 
Berlin, Gerhard Schmid, Vor-
sitzender des Landesfachaus-
schusses ‚Schulpolitik und 
berufliche Bildung’, sowie Dr. 
Rainer Glagow, Islamwissen-
schaftler und Historiker. Die 
Veranstaltung findet statt 
im Preußischen Landtag, 
Raum 376, Niederkirchnerstr. 

Herausforderungen geprägt 
sein.“ Schmid weiter: „Als 
die deutsche Leitkultur noch 
stark und selbstbewusst war 
und Deutschland eine große 
Ausstrahlung als Kulturna-
tion besaß, gelang es ohne 
Schwierigkeiten, europäi-
sche Zuwanderer zu inte-
grieren. Daher muss heute in 
den Schulen Kunst und Geist 
der großen Epochen der 
europäischen Kultur wieder 
verstärkt vermittelt werden. 

Dazu gehört auch der Reli-
gionsunterricht. Die christ-
lich-abendländischen Werte 
Deutschlands und Europas 
bedürfen der Stärkung und 
der selbstbewussten Anwen-
dung. Ohne eigene Identität 
kann Europa seine histori-
sche Rolle nicht erfüllen. 
Ohne eigene Identität kann 
auch Deutschland seine Rolle 
in Europa nicht erfüllen.“

In der Debat-
te über Inte-
gration rückt 
a u c h  d a s 
Verhältnis 
von europäi-
scher Identi-
tät und isla-

mischer Werteordnung ver-
stärkt in den Vordergrund.  
Zu diesem Thema wird die 
Berliner CDU-Fraktion eine 
Veranstaltung mit dem Titel 
„Europäische Identität und 

Europäische Identität und islamische Herausforderung

D i e  V e r -
wahrlosung 
von öffent-
l i c h e m  Ei -
gentum wie 
S t r a ß e n , 
Grünflächen 
und öffentli-
chen Gebäu-

den hat in Berlin dramati-
sche Formen angenommen. 
Die Berliner CDU will nun 
mit Öffentlich-Privaten Part-
nerschaften (ÖPP) gegen die 
Verwahrlosung von Berliner 
Schulen vorgehen. Schlaglö-
cher, marode Spielgeräte und 
kaputten Parkbänke oder die 
stinkende Schultoilette. Der 

Instandhaltungsrückstau 
wird bereits heute mit über 
2 Milliarden Euro beziffert 
und der Rot-Rot betreibt 
allenfalls Flickschusterei. 
Der enorme Wertverlust von 
öffentlichem Eigentum wird 
ebenso in Kauf genommen 
wie die Arbeitslosigkeit im 
Handwerk und im Bauge-
werbe von mittlerweile über 
50 Prozent in dieser Stadt. 
Die Berliner CDU wird eine 
Strategie vorlegen, die ne-
ben der Verbesserung des 
halbherzigen Schul- und 
Sportanlagen-Sanierungs-
programmes sowie des Anti-
Schaglochprogrammes ein 

200 Millionen Euro gegen stinkende Schultoiletten
Investitionsprogramm u.a. 
für Spielplätze und Schulen 
enthält. Der Spandauer Bau-
stadtrat und stellvertretende 
CDU-Landesvorsitzende, 
Carsten-Michael Röding: 
„Dabei werden wir auch 
privates Kapital durch sog. 
„Öffentliche-Private-Part-
nerschaften“ für Berlin nut-
zen. Insbesondere im Schul-
bereich haben es uns andere 
Städte, wie etwa das CDU-
regierte Köln vorgemacht. 
Hier fließen zusätzlich 34 
Millionen Euro. Den guten 
Beispielen folgend, laufen 
die Vorarbeiten dafür be-
reits. Etwa in Reinickendorf, 

wo Bezirksbürgermeisterin 
Marlies Wanjura (CDU) sich 
nicht mit maroden Schulen 
abfindet oder in Spandau, 
wo das Bezirksamt unter 
Führung von Bezirksbür-
germeister Konrad Birkholz 
(CDU) bereits eine 
Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung für ÖPP an 
zehn Grundschulen 
durch die TU erstel-
len lässt. Und der rot-
rote Senat spielt  ‚Toter 
Mann’!“ Röding: „Die 
Berliner CDU will, dass 
in den nächsten fünf 
Jahren durch Öffent-
liche-Private Partner-

schaften mindestens 200 
Millionen Euro zusätzlich in 
die Sanierung von Schulen 
investiert werden. Unsere 
Schulen und vor allem un-
sere Kinder müssen uns das 
wert sein.“

Gerhard Schmid
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Mit gro-
ßer Über-
r a s c h u n g 
nahm die 
CDU-Frak-
tion die 
Ablehnung 
unserer In-

itiative zur Einrichtung 
eines Landesjugendparla-
ments durch die Koalition 
auf. Der jugendpolitische 
Sprecher der CDU-Frak-
tion, Sascha Steuer, hat-
te einen entsprechenden 
Antrag eingebracht, den 
er gemeinsam mit Jugend-

lichen erarbeitet hatte. so 
sollte ein Jugendparlament 
im Abgeordnetenhaus an-
gesiedelt werden, in dem 
rund 150 Jugendliche zu 
allen jugendrelevanten 
Themen Beschlüsse fassen 
können. Dazu sollten in al-
len Bezirken Wahlen statt-
finden, an denen alle 14 bis 
25jährigen teilnehmen kön-
nen. SPD und PDS machten 
in der Debatte deutlich, 
dass sie dieses Vorhaben 
ablehnen. Sascha Steuer: 
„Offensichtlich haben SPD 
und PDS Angst vor den kri-

tischen Stimmen der Berli-
ner Jugendlichen gegen die 
Kürzungen des Senats in 
der Jugend- und Bildungs-
politik. Die Argumentati-
on der jugendpolitischen 
Sprecherin der SPD, Frau 
Müller, ist geradezu infam. 
Sie will ein Landesjugend-
parlament erst einrichten, 
wenn es in alle Bezirken 
Jugendparlamente gibt, die 
SPD hatte erst in der letz-
ten Woche die Einrichtung 
eines Jugendparlamentes 
in Neukölln abgelehnt. Die 
Ablehnung ist auch ein 

Schlag ins Gesicht der Ju-
gendlichen, die den Antrag 
erarbeitet hatten. Der Text 
wurde in einer Arbeitsgrup-
pe des Jugendforums erar-
beitet, in der ausschließlich 
parteilich ungebundene 
Jugendliche mitarbeiteten, 
ein erster Schritt zu mehr 
Partizipation, wie es die EU-
Beschlüsse von Lissabon 
fordern. SPD und PDS ha-
ben damit gezeigt, dass es 
ihnen nur um die Stimmen 
der Jugendlichen am 17. 
September geht, nicht aber 
um eine echte Beteiligung.“

Sascha Steuer

Carsten- 
Michael Röding


